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Geleitwort 

Zur Durchführung einer Auslandsinvestition hat der Steuerpflichtige verschiedene 
Möglichkeiten, wobei die Heranziehung einer rechtlich unselbstständigen Betriebsstätte eine 
der wichtigsten Optionen darstellt, gilt doch die Betriebsstätte im internationalen Steuerrecht 
als einer der wichtigsten Anknüpfungspunkte zur Zuordnung der Einkünfte gewerblicher 
Unternehmen. Einen der Bezugspunkte der Ausführungen von Herrn Dr. Christian Delarber 
stellen die ganz besonderen aktuellen Entwicklungen in der internationalen und nationalen 
Arbeit verschiedener Akteure dar. So hat auf der einen Seite die OECD neue Ansätze im 
Kontext des Verselbstständigungsansatzes der Betriebsstätte entwickelt, die in der jüngsten 
Vergangenheit vom deutschen Gesetzgeber in nationales Recht transferiert wurden. Auf der 
anderen Seite liefern die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und darauf 
aufbauend sowie damit in Verbindung stehend auch des Bundesfinanzhofs und der deutschen 
Finanzgerichte ganz aktuelle Bezüge im Kontext der Besteuerung international positionierter 
Betriebsstätten. Insofern ist es besonders positiv hervorzuheben, dass sich der Verfasser dieser 
insgesamt komplexen und gleichermaßen höchst aktuellen Problemstellung widmet und im 
Ergebnis auch eigene Konzeptionsvorschläge im Bereich der Betriebsstättenbesteuerung 
erarbeitet. 

Die Frage der nationalen Umsetzung des von der OECD forcierten Verselbst-
ständigungsansatzes der Betriebsstätte (functionally separate entity approach) setzt zunächst 
das Vorliegen der Voraussetzungen für eine Betriebsstätte voraus. Erst hierauf aufbauend 
können die beiden zentralen Forschungsfragen – ein Fortentwicklungskonzept hinsichtlich der 
Betriebsstättengewinnermittlung im Zusammenspiel zwischen bereits bestehenden Ent-
strickungsregelungen im innerstaatlichen Recht und dem Verselbstständigungsansatz der 
OECD und dessen innerstaatliche Umsetzung sowie ein Konzept zur nationalen steuerlichen 
Berücksichtigung finaler ausländischer Betriebsstättenverluste – behandelt werden. Das 
verbindende Element stellt somit der Betriebsstättentatbestand dar, wobei die Anforderungen 
daran jedoch keineswegs klar sind, sondern sowohl in der Literatur als auch in der 
Rechtsprechung – dies belegen die hierzu in großer Zahl ergangenen Urteile – der Diskussion 
ausgesetzt sind. Erkennbar ist sowohl durch die Rechtsprechung als auch durch die OECD 
eine Tendenz, diese Anforderungen immer weiter abzusenken, sodass die Betriebsstätten-
schwelle reduziert wird. 

Insgesamt ist die Dissertation von Herrn Dr. Christian Delarber als eine in sich geschlossene 
und somit „runde“ Auseinandersetzung mit der grenzüberschreitenden Betriebsstättenbesteue-
rung insbesondere unter Berücksichtigung der ganz aktuellen Entwicklungen zu sehen. Die 
Arbeit befindet sich im Zentrum der Betriebswirtschaftlichen und dort insbesondere der Inter-
nationalen Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre, wobei sie ausgehend von einer Darstellung 
des steuerrechtlichen Rahmens eine betriebswirtschaftliche Wirkungs- und Gestaltungsanaly-
se sowie eine Untersuchung im Sinne der Steuerrechtsgestaltung in einer sehr innovativen 
Weise beinhaltet. Dem Verfasser ist zu bescheinigen, dass er ausgehend von einer grundle-
genden Auseinandersetzung mit den nationalen und abkommensrechtlichen Anforderungen an 
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den Betriebsstättentatbestand zunächst eine grundlegende Abhandlung der steuerlichen Ge-
winnermittlung und Gewinnabgrenzung von Betriebsstätten vornimmt, wobei er dort in sehr 
kritischer Weise mit den Entwicklungen, ausgehend von der OECD und sich fortsetzend in 
den nationalen Regelungen im Außensteuergesetz, auseinandersetzt. Konsequenterweise ent-
wickelt er in der Folge einen Konzeptionsvorschlag zur Fortentwicklung der Betriebsstätten-
besteuerung, der auf der einen Seite eine in sich geschlossene Darlegung der steuerlichen Be-
handlung von Innentransaktionen und auf der anderen Seite eine steuerliche Behandlung von 
(finalen) Betriebsstättenverlusten beinhaltet.  

Die von einem kritischen Geist geprägten Ausführungen sind von einer sehr großen Innovati-
onskraft und von überzeugender wissenschaftlicher Originalität geprägt. Die Arbeit von Herrn 
Dr. Christian Delarber, die der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität des Saarlandes als Dissertation vorgelegt und mit hervorragendem Ergebnis ange-
nommen wurde, hat eine sehr große Verbreitung in Theorie und Praxis verdient. 

Saarbrücken, im März 2015 Univ.-Professor Dr. Heinz Kußmaul 
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